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Satzung des Vereins 
„Dt.-frz. St. Liborius Fraternität, Paderborn e.V.“ 

 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen „Dt.-frz. St. Liborius Fraternität, Paderborn e.V.“. Er ist ein Zu-
sammenschluss von Christinnen und Christen zur Förderung der Verbindung zwischen den 
Menschen in den Bistümern Paderborn und Le Mans in einer Gemeinschaft des Gebetes und 
der gegenseitigen Solidarität. Er wird in das Vereinsregister eingetragen. 
 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Paderborn. 
 
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit 
 
(1) Zweck des Vereins ist  
 

a) den seit 836 bestehenden „Liebesbund ewiger Bruderschaft“ zwischen den Bistümern 
Le Mans und Paderborn mit Leben zu füllen, 

b) die geistliche Gemeinschaft zwischen den Christinnen und Christen beider Bistümer in 
Schriftlesung, Gebet und Gottesdienst zu pflegen,  

c) die Solidargemeinschaft im Austausch der Güter und Erfahrungen beider Länder zur Un-
terstützung der seelsorglichen, katechetischen und sozialen Aufgaben in beiden Bistü-
mern konkret werden zu lassen, 

d) in den Begegnungen beim Juliansfest in Le Mans, beim Liborifest in Paderborn und wei-
teren sich bietenden Gelegenheiten die spirituellen und freundschaftlichen Verbindun-
gen zu vertiefen, 

e) sich für die deutsch-französische Freundschaft und die Einigung Europas als Teil einer 
Weltfriedensordnung einzusetzen. 

 
Mit diesen Aufgaben steht er in der Tradition der 1960 gegründeten deutsch-französischen 
„Priesterbruderschaft des hl. Liborius“ und der später erweiterten dt.-franz. St.-Liborius-Fraterni-
tät. Der Verein versteht sich als deutsche Sektion in Gemeinschaft mit der französischen Sek-
tion im Sinne der Vereinbarung, die zwischen beiden Bistümern am 29. Januar 2001 in Le Mans 
getroffen wurde.  
 
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des  
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist ausschließlich 
selbstlos tätig. Er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für 
die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen 
aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Ver-
eins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen 
des Vereins an das Erzbistum Paderborn, das es unmittelbar und ausschließlich im Sinne des 
Vereinszweckes verwenden muss.  
 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die dem  
Zweck des Vereins verbunden ist. 
 
(2) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an 
den Vorstand gerichtet werden soll. Bei Minderjährigen muss dieser von den gesetzlichen Ver-
tretern unterzeichnet sein. 
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(3) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. 
 
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss aus dem Verein. 
 
(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 
 
(3) Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann es 
durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschluss-
fassung muss der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stel-
lungnahme geben. 
 
§ 5 Mitgliedsbeiträge 
 
(1) Die Höhe und Fälligkeit von Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der Mitgliederver-
sammlung festgesetzt. 
 
(2) Der Vorstand kann in besonderen Fällen Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlas-
sen oder stunden. 
 
§ 6  Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. Darüber hinaus können 
in Verantwortung des Vorstandes Abteilungen (z.B. eine Jugendabteilung) von Mitgliedern ge-
bildet werden. 
 
§ 7 Vorstand 
 
Stimmberechtigte Mitglieder des Vorstandes des Verein sind:  

a) der Vertretungsvorstand gem. § 26 BGB, der aus der/dem Vorsitzenden, zwei stellver-
tretenden Vorsitzenden, der/dem Kassierer/in und der/dem Schriftführer/in besteht. Der 
Verein wird durch zwei dieser Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich handelnd vertreten. 

b) weitere Personen, die für besondere Aufgaben vom Vorstand gem. § 7 a) berufen wer-
den können.  

Der Erzbischof von Paderborn kann jederzeit an den Sitzungen teilnehmen. Er wird auf jeden 
Fall durch das Protokoll von den Sitzungen unterrichtet.  
 
§ 8 Zuständigkeit des Vorstands 
 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht der Mitglieder-
versammlung übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tages-
ordnung. 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung. 
c) Finanzplanung, Buchführung und Erstellung des Jahresberichts; 
d) Beschlussfassung über die Verwendung der Mittel des Vereins. 
e) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern. 
f) Vorbereitung und Durchführung von Treffen der Mitglieder, insbesondere von Partner-

schaftstreffen beim Juliansfest und Liborifest. 
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§ 9 Wahl und Amtszeit des Vertretungsvorstands 
 
(1) Die Vorstandsmitglieder gemäß § 7 a) werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 
von drei Jahren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl des 
Vorstands gemäß § 7 a) im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstands-
mitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit der Beendigung der Mit-
gliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 
 
(2) Scheidet ein Vorstandsmitglied gemäß § 7 a) vorzeitig aus, so kann der Vorstand bis zu 
nächsten Mitgliederversammlung für den/die Ausgeschiedene(n) eine/n Nachfolger/in wählen. 
In der nächsten Mitgliederversammlung ist dieses Vorstandsmitglied dann durch Wahl zu bestä-
tigen bzw. ein anderes Mitglied zu wählen. Die Amtszeit endet mit dem Ende der Amtszeit des 
gesamten Vorstands. 
 
§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 
 
(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die von der/dem Vorsitzenden, bei Verhinderung von 
einer/einem stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen werden. Die Tagesordnung braucht 
nicht angekündigt zu werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 
 
(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der gewählten Mitglieder an-
wesend ist. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden.  
  
(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder 
dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen. 
 
§ 11 Mitgliederversammlung 
 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
 
(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands, Entlastung des Vorstands. 
b) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge. 
c) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder gemäß § 7 (1). 
d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins. 

 
§ 12 Durchführung der Mitgliederversammlung 
 

(1) Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird einberufen, wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert, mindestens jedoch einmal im Jahr. Eine außerordentliche Mitgliederversamm-
lung wird einberufen, wenn es der Vorstand für nötig hält oder wenn es von 10 % der 
Mitglieder schriftlich und unter Angabe von Gründen verlangt wird. 

 
(2) Die Mitgliederversammlung wird schriftlich oder per E-Mail durch den Vorstand mindes-

tens eine Woche vor dem anberaumten Termin einberufen. Die Frist beginnt mit dem 
Absenden der Einladungen. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, 
wenn es an die letzte von dem Mitglied bekannt gegebene Post- bzw. E-Mail-Adresse 
gesendet worden ist. 

 
(3) Der Vorstand teilt in der Einladung zur Mitgliederversammlung die Tagesordnung mit. 

Die Mitgliederversammlung kann auch über Anträge entscheiden, die erstmals in der 
Mitgliederversammlung gestellt werden. Dies gilt nicht für Anträge zur 
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Satzungsänderung, zur Auflösung des Vereins sowie zur Abberufung oder Neuwahl von 
Vorstandsmitgliedern; diese sind den Mitgliedern durch den Vorstand in der Einladung 
zur Mitgliederversammlung mitzuteilen. 
 

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn gültig eingeladen wurde - unabhän-
gig von der Zahl der Erschienenen. 

 
(5) Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle Mitglieder-

versammlung abgehalten werden. Zur Präsenzversammlung treffen sich alle Teilnehmer 
der Mitgliederversammlung an einem gemeinsamen Ort. Die virtuelle Mitgliederver-
sammlung erfolgt durch Einwahl aller Teilnehmer in eine Video- oder Telefonkonferenz. 
Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Mitgliederversammlung ist 
möglich, indem den Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzversamm-
lung mittels Video- oder Telefonkonferenz teilzunehmen. 
 

(6) Der Vorstand entscheidet über die Form der Mitgliederversammlung und teilt diese in 
der Einladung zur Mitgliederversammlung mit. Lädt der Vorstand zu einer virtuellen Mit-
gliederversammlung ein, so teilt er den Mitgliedern spätestens eine Stunde vor Beginn 
der Mitgliederversammlung per E-Mail die Einwahldaten für die Video- oder Telefonkon-
ferenz mit. 

 
(7) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden, bei Verhinderung von einem 

anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die 
Versammlung den Versammlungsleiter.  

 
(8) Die Art der Abstimmung bestimmt die/der Versammlungsleiter/in. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten 
Mitglieder dies beantragt. 

 
(9) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 
Zur Änderung der Satzung und zur Änderung des Zweckes des Vereins ist jedoch eine 
Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.  

 
(10) Bei Wahlen ist gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten 

hat.  
 

(11) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von 
der/dem jeweiligen Protokollführer/in und der/dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 

 
 
§ 13 Auflösung des Vereins 
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit  
von neun Zehnteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 
(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, ist die/der Vorsitzende alleinver-
tretungsberechtigte/r Liquidator/in. 
 
(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an das Erzbistum      Pa-
derborn.  
 
(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 


